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Unterrichtungsvorlage
 
Vorlage: UV/0217/2026 Datum: 14.09.2026

Dezernat 4

Verfasser: 66-Tiefbauamt Az.: 66 AL

Betreff:

Haushaltsfortschreibung des Investitionsprojekts P631002 Pfaffendorfer Brücke

Gremienweg:
29.10.2026 Stadtrat  einstimmig  mehrheitl.  ohne BE

 abgelehnt  Kenntnis  abgesetzt
 verwiesen  vertagt  geändert

TOP  öffentlich  Enthaltungen  Gegenstimmen

28.09.2026 Haupt- und Finanzausschuss  einstimmig  mehrheitl.  ohne BE
 abgelehnt  Kenntnis  abgesetzt
 verwiesen  vertagt  geändert

TOP  öffentlich  Enthaltungen  Gegenstimmen

 
Unterrichtung:
Der Stadtrat nimmt die Erhöhung der Gesamtkosten von bisher 181.300.000 Euro auf 
202.300.000 Euro im Projekt P631002 „Pfaffendorfer Brücke“ gemäß § 21 Abs. 2 Nr. 2b 
GemHVO zur Kenntnis.
Der Neubau der Pfaffendorfer Brücke ist das derzeit größte öffentliche Infrastrukturprojekt
im nördlichen Rheinland-Pfalz. Der Neubau der Rheinbrücke ist eine vom Land Rheinland-
Pfalz geförderte kommunale Maßnahme.
Diese Gesamtbaukosten sind derzeit mit 181.300.000 Euro im Haushalt etatisiert. Die
Gesamtbaukosten umfassen alle in Verbindung mit dem Projekt erbrachten Bauleistungen,
Planungsleistungen, Kompensationsmaßnahmen, Grunderwerb sowie die städtischen
Personalkosten. Die abgebildeten Gesamtbaukosten umfassen die Kosten des
Hauptbauvertrages in Höhe von 151.060.592,80 Euro auf Basis der Submission vom
12.07.2022.
Aktuell liegt ein Bewilligungsbescheid für eine Landesförderung über 80.742.500 Euro vor.
Dieser basiert auf den berechneten Baukosten vor Submission. Mit Antragsdatum vom
19.06.2024 wurde eine Aufstockung der Fördermittel in Höhe von 22,4 Millionen Euro
beantragt. Begründung hierfür sind die gestiegenen Baukosten aus dem Ergebnis der
Submission gegenüber den berechneten Baukosten. Die Bewilligung der Aufstockung
wurde seitens des Landes für 2027 angekündigt.
Mit dem Nachtragshaushaltsplan 2026 sollen die Gesamtkosten fortgeschrieben werden.
Aktuell sind mehr als 60 % der Hauptbauleistung erbracht. Die mit dem
Nachtragshaushaltsplan vorgesehene Kostenfortschreibung beinhaltet die bekannten und
verhandelten Mehrkosten aus der bereits erbrachten Bauleistung sowie absehbare
Mehrleistungen aus den noch zu erbringenden Bauleistungen. Der aktuell erwartete
Leistungszuwachs bis Bauende entspricht einem Betrag von 21 Millionen Euro inklusive
Mehrwertsteuer. Dies entspricht einem gegenüber dem Submissionsergebnis um 13,6 %
erhöhtem Ausgabestand. Die Gesamtbaukosten des Projekts betragen damit 202,3
Millionen Euro.
 
Ursächlich für die gestiegenen Baukosten sind im Wesentlichen die folgenden Faktoren:

 Erheblicher Mehrbedarf bei den Aufwendungen für die Kampfmittelsondierung.

 Erheblicher Mehrbedarf bei den Vertiefungsarbeiten mittels Schiffsbagger im Rhein.

 Erheblicher Mehrbedarf bei der Herstellung der so genannten Schiffsstoßfänger 

(Schiffsabweiser) im Rhein.
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 Zusätzliche Kosten für den Umgang mit zuvor unbekannter unterirdischer 

Bausubstanz.

 
Festzuhalten ist aber auch, dass durch Umgestaltungen und Optimierungen im Bauprozess,
z. B. bei der Bodenverwertung, und die erwartete Wirksamkeit der ausgeschriebenen
Stoffpreisgleitung Minderausgaben in Höhe von ca. 3,3 Millionen Euro brutto erzielt werden
konnten, ohne die eine entsprechend höhere Fortschreibung notwendig geworden wäre.
 
 
Begründung im Einzelnen:
 
Die Bauarbeiten zur Pfaffendorfer Brücke finden in einem Gebiet statt, welches im zweiten
Weltkrieg stark umkämpft wurde. Entsprechend hoch ist die Gefahr auf Kampfmittel zu
stoßen. Bereits die Ausschreibung umfasste Kampfmittelsondierungen im großen Umfang.
Aufgrund der örtlichen Gegebenheiten und der Erfahrungswerte der von der
Arbeitsgemeinschaft Pfaffendorfer Brücke (ARGE) beauftragten Firma für
Kampfmittelsondierungen, musste die Vorgehensweise in weiten Bereichen angepasst und
intensiviert werden. Dies ist insbesondere dadurch begründet, dass weite Bereiche des
Baufeldes Trümmerschuttauffüllungen in mehreren Metern Mächtigkeit aufweisen. Diese
Auffüllungen sind dadurch gekennzeichnet, dass eine Sondierung von Kampfmitteln nur mit
sehr großem Aufwand möglich ist, die Wahrscheinlichkeit solche anzutreffen aber sehr
hoch. Ebenso aufwändig gestalteten sich die Sondierungen im Flussbett des Rheins. Der
Aufwand dieser Sondierungen wurde durch die Anzahl der gefundenen Störpunkte
bestimmt. Hierbei ist auch zu berücksichtigen, dass Verlagerungen im Flussbett des Rheins,
die zu notwendigen baulichen Eingriffen führen, zum Beispiel infolge Hochwasser oder
veränderter Strömungen neue Sondierungen erforderlich machen. Diese Faktoren lassen
sich im Vorfeld einer Ausschreibung nicht vollumfänglich erfassen. Entsprechend mussten
die Verfahren oder der Umfang der Leistungen während der Bauarbeiten angepasst werden.
Die Notwendigkeit der umfangreichen Kampfmittelsondierungen beziehungsweise die
teilweise mehrfache Freigabe der einzelnen Bauabschnitte hat sich durch den Fund von
drei Weltkriegsbomben während der Bauarbeiten bestätigt.
 
Die Vertiefungsarbeiten im Rhein wurden aus zwei Gründen erforderlich: Zum einen
verursachen die durch die Baustelle bedingten Einbauten im Rhein Veränderungen im
Strömungsverhalten des Flusses. Bei den Einbauten handelt es sich im Wesentlichen um
die Schiffsabweiser und die Spundwandkästen zur Herstellung der Flusspfeiler. Dies führt
einerseits zu Vertiefungen (Auskolkungen), andererseits zu Anlandungen auf dem
Flussgrund. Um Behinderungen der Bauarbeiten, die großteils über Wasser erfolgen,
auszuschließen, mussten diese Anlandungen abgetragen werden. Zum anderen waren die
Bauarbeiten bis zum jetzigen Zeitpunkt durch ausgeprägte Niedrigwasserphasen geprägt.
Um die vertragliche Erfüllung der Bauleistung der Arbeitsgemeinschaft Pfaffendorfer Brücke
zu gewährleisten, wurde die technisch zwingende Eintauchtiefe im Bewegungsradius der
Pontons für die Einhubarbeiten der großen Stahlbauteile sichergestellt. Hierzu musste in
einem begrenzten Bereich der Flussgrund um einige Dezimeter vertieft werden. Diese
Arbeiten waren erforderlich, um Bauverzug in Folge der niedrigen Wasserstände aufgrund
unvermeidlicher technischer Zwänge zu vermeiden.
 
Zur Durchführung der Arbeiten im Rhein und zur Trennung der Baustelle von der
Schifffahrtsstraße ist zum Schutz der Arbeiter und der Baukonstruktion die Herstellung so
genannter Schiffsabweiser (beziehungsweise Schiffsstoßfänger) erforderlich. Der Umfang
der ausgeführten Konstruktionen wurde hierbei mit der Bundesanstalt für Wasserbau (BAW)
abgestimmt. Grundsätzlich waren seitens der Stadt bereits Schiffsabweiser vorgesehen und
ausgeschrieben worden. Die genaue Anordnung und Dimensionierung ergab sich jedoch
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aus den Anforderungen des Baubetriebs, da hierfür logistische Abläufe wie Platzbedarf für
die Pontons, aber auch die Standzeiten der Einbauten im Gewässer bekannt sein müssen.
Deshalb konnten die notwendigen Planungen erst während der Bauzeit vervollständigt
werden. In Summe wurde in etwa die vierfache Menge an Material für die Herstellung der
Schiffsabweiser verwendet. Die Herstellung der Schiffsabweiser in der umgesetzten Form
ist alternativlos, wie zuletzt das Schiffsunglück von Baltimore gezeigt hat. Die maßgebende
Fachinstitution ist hierbei die Bundesanstalt für Wasserbau (BAW) nach deren Vorgaben
die Dimensionierung in Abhängigkeit des Bauablaufs vorgenommen wurde. Die Planung
und Herstellung der erforderlichen und gegenüber der Ausschreibung umfangreicheren
Schiffsabweiser führt zu einer Erhöhung der Herstellkosten und einem zeitlichen
Mehraufwand von insgesamt (einschließlich Rückbau) 11 Monaten Bauzeit, der ebenfalls
zu vergüten ist.
Damit die notwendigen vertraglichen Regelungen für die vorgenannten Mehrauszahlungen
getroffen werden können, ist eine zusätzliche Verpflichtungsermächtigung im
Nachtragshaushaltsplan 2026 erforderlich.
 
Die Bauarbeiten finden in einem von historischen Militär- und Eisenbahnanlagen geprägtem
Gebiet statt. Weithin bekannt und sichtbar sind die Reste der ehemaligen Rheinkaserne
(Kasematten) am Weindorf, die auch Teil des Baufeldes sind. Im Zuge der Bauarbeiten
wurden weitere teilweise mit Trümmerschutt verfüllte bis dato unbekannte den Kasematten
zuzurechnende Hohlräume gefunden, die sich künftig im Gründungsbereich des
Straßendammes und der Bauwerksgründung der Vorlandbrücke West befinden. Diese
wurden in Abstimmung mit der Denkmalpflegebehörde nach vorlaufender
Kampfmittelsondierung umfangreich aufgemessen und fotografisch dokumentiert und
anschließend mit Bodenmaterial verfüllt. Hierdurch sind Mehrkosten entstanden.
 
 
 
Finanzielle Auswirkungen:
Die Gesamtkosten der Maßnahme betragen 202,3 Mio. Euro. Die Mehrkosten von 21 Mio.
Euro werden im Nachtragshaushaltsplan 2026 und im Haushaltsplan 2027 in den Jahren
2027 bis 2030 im Projekt P631002 „Pfaffendorfer Brücke“ etatisiert. Zudem wird für die
vertragliche Regelung der Mehrkosten eine Verpflichtungsermächtigung 2026 in Höhe von
10 Mio. Euro (Kassenwirksamkeit in 2027 = 5 Mio. Euro, 2028 = 2,5 Mio. Euro und 2029 =
2,5 Mio. Euro) eingeplant. 
Die Maßnahme ist förderfähig. Ein Bewilligungsbescheid über 80,7 Mio. Euro liegt vor. Ein
1. Aufstockungsantrag wurde gestellt. Ein 2. Aufstockungsantrag zu den vorgenannten
Mehrkosten ist für 2028 vorgesehen. Als Erwartungshaltung werden bereits zusätzliche
Beträge von rd. 35,7 Mio. Euro eingeplant. 
 
Auswirkungen auf den Klimaschutz:
 
 
 




